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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 71/09 R 
 
L 7 AS 208/08 (Sächsisches LSG) 
S 34 AS 4885/07 (SG Chemnitz) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Arbeitsgemeinschaft Magdeburg GmbH, 
Otto-von-Guericke-Straße 12a, 39104 Magdeburg, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. März 2010 durch den  

Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    - Vorsitzender - sowie die Richterinnen   Dr.  D ü r i n g     

und   K r a u ß  

beschlossen:  

 

Die Revision der Klägerin gegen den Beschluss des Sächsischen Landessozialgerichts  

vom 29. September 2009 wird als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Revisionsverfahren keine außergerichtlichen  

Kosten zu erstatten.  

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 
 

 
  

 

G r ü n d e : 

 

Das Sächsische Landessozialgericht (LSG) hat durch Beschluss vom 29. September 2009 die 

Berufung der Klägerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Chemnitz vom 30. Mai 

2008 als unzulässig verworfen. Gegen diesen Beschluss hat die Klägerin durch ihren Prozess-

bevollmächtigten am 4. November 2009 sowohl Nichtzulassungsbeschwerde als auch gleich-

zeitig Revision eingelegt.  

 

Über die unter dem Aktenzeichen B 14 AS 154/09 B anhängige Nichtzulassungsbeschwerde ist 

noch nicht entschieden. 

 

Die Revision der Klägerin ist unzulässig. Nach § 160 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann 

die Revision gegen eine Entscheidung des LSG nur eingelegt werden, wenn sie vom LSG oder 

vom Bundessozialgericht (BSG) zugelassen worden ist. Da das LSG die Revision in seinem 

Beschluss nicht zugelassen hat und im gegenwärtigen Zeitpunkt ein die Revision zulassender 

Beschluss des BSG (§ 160a Abs 4 Satz 1 SGG) nicht vorliegt, ist die Revision der Klägerin 

nicht statthaft und musste deswegen gemäß § 169 SGG als unzulässig verworfen werden. 

 

Ist die Revision von der Klägerin jedoch lediglich für den Fall eingelegt, dass die Nicht-

zulassungsbeschwerde Erfolg hat und das BSG die Revision nachträglich zulässt, ist sie 

gleichfalls unzulässig (BSG SozR 1500 § 160 Nr 1). Denn damit hat die Klägerin die Einlegung 

der Revision von dem Eintritt einer Bedingung abhängig gemacht. Rechtsmittel sind jedoch be-

dingungsfeindlich (s auch BVerwG Buchholz 310 § 132 Nr 7). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

 

 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

